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Lrnste Linsnzlage des « eicvs
Halbjahressoll nicht erreicht — Der NachtragSetat
Der letzte Ausweis über die Reichseinnahmen und Reichs -

ausgaben zeigt einen Minderertrag der Steuern in Höhe von
117 Mill . Reichsmark für dir erste Hälfte des Haushaltsjahres
auf und es wird mit der Erhöhung dieses Fehlbetrags auf
150 bis 200 Mill . Reichsmark im Haushaltsjahr gerechnet .
Dieser Fehlbetrag im Haushaltsplan ergibt sich — wie der „R .
Äad . Landesztg .

" aus Berlin berichtet wird — daraus , daß
die Regierungsparteien , um die Auflegung neuer Steuern zu
vermeiden , im Frühjahr dieses 'Jahres die Einnahmeschätzun -
gen des Reichsministers um 201 Mill . Reichsmark erhöhten ,
während sich jetzt zeigt , dag schon die Schätzungen des Finanz -
Ministers durch die wirklichen Einnahmen vielleicht nicht ganz
erreicht werden . Zu dem Fehlbetrag , der sich aus mangelnden
Steuereinnahmen ergibt , kommt aber noch hinzu , daß nach
einer Erklärung der Reichsanstalt für die Arbeitslosenversiche -
rung im kommenden Winter 200—250 Millionen Reichsmark
an Reichsdarlehen für die Arbeitslosenversicherung erforder¬
lich sein werden .

Zu diesem Betrag von rund 400 Millionen Reichsmark Min -
vereinnahmen und Zuschüssen für die Arbeitslosenversicherung
kommen verschiedene nachträgliche Anforderungen der einze ! -
nen Ressorts , so daß der Haushaltsplan , wie er vom Reichstag
seinerzeit verabschiedet 'worden ist, jetzt durch einen Nachtrags .
Haushalt ergänzt werden muh , der fast K Milliarden Reichs -
mark betragen dürfte . Die Einnahmenseite dieses außer -
ordentlichen Nachtragshaushaltes ist in keiner ' Weise geklärt .
Die Ersparnisse aus der neuen Reparationsregelung , die
gegen 450 Millionen betragen , werden zur Deckung der Steuer -
ausfälle und Mindereinnahmen nicht ausreiche » , sie werden
vor allem wegen der Verzögerung , die sich der Inkraftsetzung
des Uoungplanes in den Weg stellen , auch erst später rückwir -
kend den Reichskassen zugute kommen . Für den Augenblick
erscheint jedenfalls , wenn man den Nachtragshaushalt balan -
cieren will , die Erschließung neuer Einnahmequellen erforder -
lich. Auch wenn die schwedische Zündholzanleihe zustande
kommt , kann sie diesem Zweck nicht dienen , denn sie soll erst
im Finanzjahr 1930/31 ausgezahlt werden , weil man aus -
drücklich die Absicht hat , ihren Ertrag als einen Übergangs -
fonds bei der großen kommenden Finanzreform zu benutzen .
Dadurch wird die Fertigstellung des Nachtragsetats sich noch
mehr verzögern . Man wird ihn kaum vor Weihnachten er -
warten können .

Die ernste finanzielle Lage , die sich aus diesen Überlegungen
ergibt , gilt allerdings nur für ein Übergangsstadium , das
durch die Abstriche der Parteien am ursprünglichen Haushalt -
plan , durch die Verzögerung der neuen Reparationsregeluug
und durch die unzureichende provisorische Reform der Arbeits -
losenversicherung entstanden ist . Aber es werden in der nach,
sten Zeit sehr entscheidende Beratungen sowohl innerhalb der
Regierung selbst wie mit den Regierungsparteien erforderlich
sein , um dieses Übergangsstadium zu überwinden .

Der deutsche Autzenbandel im September
166 Millionen Ausfuhrüberschuß

Im September 1929 beträgt die Einfuhr im reinen Waren -
Verkehr 1038 Mill . Reichsmark , die Ausfuhr einschließlich der
Reparationssachlieferungen 1204 Mill . Reichsmark . Die Han -
delsbilanz ergibt somit im September einen Ausfuhrüberschuß
von 166 Mill . Reichsmark , der den Ausfuhrüberschuß im August
(118 Mill . Reichsmark ) um ' 48 Mill . Reichsmark übersteigt . Die
Reparationssachlieferungen belaufen sich wie im Vormonat auf
67 Mill . Reichsmark .

Die Einfuhr ist gegenüber dem August um 34 Mill . Reichs -
mark zurückgegangen . Abgenommen hat die Einfuhr von Le-
bensmitteln um 18 Mill . Reichsmark , die Einfuhr von Roh -
stoffen um 28 Mill Reichsmark . Die Einfuhr von Fertig -
waren ist gegenüber dem Vormonat unwesentlich gestiegen .
Eine Abnahme der Einfuhr von Lebensmitteln ist insbeson¬
dere bei der Einfuhr von Kaffee . Weizen , Küchengewächsen
und Reis ( insgesamt um 32 Mill . Reichsmark ) zu verzeichnen .
Diesem Rückgang steht eine erhebliche Zunahme der Einfuhr
von Gerste (um 24,5 Mill . Reichsmark ) gegenüber . Der Rück-
gang dere Einfuhr von Rohstoffen urch halbfertigen Waren be-
ruht im wesentlichen auf einer Abnahme der Einfuhr von
Wolle , Bau - und Nutzholz sowie Eisenerzen .

Die Ausfuhr ist gegenüber dem Vormonat um 14 Mill .
Reichsmark gestiegen . Zugenommen hat infolge einer stärke -
ren Getreideausfuhr ( 4 - 14,8 Mill . Reichsmark ) die Ausfuhr
der Gruppe Lebensmittel ( um 18,3 Mill . Reichsmark ) . Die
Ausfuhr von Rohstoffen und halbfertigen Waren sowie die-
jenige von Fertigwaren ist gegenüber dem August leicht zurück -
gegangen . Unter den Fertigwaren haben zwar einzelne Tex¬
tilerzeugnisse . Kinderspielzeug , Pelzwaren und eine größer «
Anzahl anderer Fertigwaren eine Ausfuhrsteigerung zu ver -

Zeichnen
. Diese Steigerung kommt jedoch im Gesamtergebnis

er Fertizwarenausfuhr nicht zum Ausdruck , da ihr eine grö -
ßere Abnahme der Ausfuhr anderer Waren , insbesondere von
Wasserfahrzeugen (um 14,2 Mill . Reichsmark ) und Maschinen
(um 9,5 Mill . Reichsmark ) gegenübersteht .

Kein Telephon « »«»»»»!. Die Gerüchte , daß eine englisch -
amerikanische Finanzgruppe dem Reichsfinanztmnisterium und
dem Reichspostministerium angeboten habe , die Reichstelephon -
Verwaltung in eine Monopolregie zu übernehmen , sind völligaus der Luft gegriffen . Sowohl dem Reichsftnanzministeriumwie dem Reichspostministerium find diese angeblichen Ange -
böte erst durch die Presse bekannt geworden .

Der neue Kreuzer Leipzig " wurde am Freitag in Wilhelm »-
Häven in Gegenwart ^ es Reiswehrministers und zahlreicher
geladener Gäste vom Stapel gelassen .

Letzte Nachrichten
Gin französisches Komitee gegen Räumung

von Rhein uns Saar
WTB . Paris , 19. Okt . (Tel .) . Wie das nationalistische „Echo

de Paris " mitteilt , hat sich unter dem Borsitz des Generals
Hordaeg ein Komitee gegen die Räumung des Rheinland «?
und die Aufgabe des Saargebietes gebildet , das sämtliche na -
tionalen Kräfte sammeln und mit allen Mitteln (Presse ,
Maueranschläge , parlamentarische Interventionen , öffentliche
Kundgebungen usw . ) seine Aktion solange fortsetzen werde ,bis die Interessen der Nation gewahrt fein würden .

Ginueuerenglisch -amerikanischerSchiedsvertrag
WTB . London , 19 . Okt . (Tel . ) . Der Sonderberichterstatter

der „Daily News "
, der sich im Gefolge Macdonalds befindet ,meldet aus Ottawa , daß demnächst ein neuer Schiedsvertrag

zwischen Großbritannien und den Bereinigten Staaten ent -
warfen werde . Der kanadische Premierminister , Mackenzie
King , habe sogar darauf gedrungen , daß Großbritannien und
die Vereinigten Staaten noch weiter gingen und eine englisch -
amerikanische Konvention nach dem Vorbild der kanadisch -
amerikanischen Konvention schaffen sollten . Dieser Vorschlagwürde sowohl in London als auch in Washington sorgfältig
erwogen .

Drei Todesurteile in Palästina
WTB . London , 19. Okt . (Tel .) „Daily Mail " berichtet aus

Haifa : Die ersten Todesurteile im Zusammenhang mit de«,
Unruhen in Palästina wurden gestern gegen drei Araber
wegen Ermordung eines Juden in Safed gefällt . Gegen das
Urteil wird Berufung an das Oberste Gericht eingelegt wer -
den . Der Gerichtshof war mit Arabern dicht gefüllt , die das
Todesurteil in Schweigen anhörten . Die Gefangenen zeigtenkeine Erregung und riefen nur : „Allah weiß alles ! " Die Be -
Hörden treffen alle Vorkehrungen gegen Kundgebungen in -
folg der Urteile .

Eine revolutionäre Bewegung in Kuba
WTB . Rem A» rk, 19 . Okt . (Tel .) Wie Associated Preß au ?Havanna ttxzlbtt , ftttb boct vier Personen tvegen ctttß £ÖIidj£trevolutionärer Umtriebe verhaftet worden . Ein Manifest ,das beschlagnahmt wurde , trug die Unterschriften des bei den

letzten Wahlen unterlegenen liberalen Pcäsidentschaftskandi -baten sowie mehrerer früherer Kabinettsmitglieder und Sena -toren .

Die Emetka im Reichsbesitz
Das Mehrheitspaket der Emelka ( Münchener LichtspielkunstAG . ) ist in die Hände der Commerz - und Privatbank üb ->r -

gegangen , tatsächlich aber in Besitz des Reichs , das . wie die
„ grankf . Ztg . berichtet , dadurch den Übergang in den Besitzder Hugenbergschen Ufa verhinderte .Zu den bereits vorhandenen10 Proz . sind dadurch weitere 51 Proz . der Emelka - Aktienin die Hand des Reiches gekommen . Die Reichsregierung , aufderen Veranlassung d,e Kommerzbank formell das Aktien -
paket erworben hat , muß innerhalb eines Jahres entwederder Commerzbank das Paket zu dem Originalpreis abnehmen ,zu dem diese es von den bisherigen Mehrheitsbesitzern erwor -den hat . oder die Commerzbank schadlos halten . Das Geschäftbedarf noch nach dem geltenden Etarecht der Zustimmungdes Reichstags . Die Akt,on ist politisch durch einen Beschlußdes Rerchskabinetts gedeckt . Der Erwerb des Pakets erfordertrund 3 Millionen . Das Frankfurter Blatt erwähnt prinzipiellBedenken dagegen , daß sich das Reich in der Filmbranche en -
gagiert .

Fortschritte der Normung
Die kürzlich in Kiel abgehaltene Sitzung des Ausschusses

„ Einführung der Norme » in die Praxis " ergab wertvolle Fest -
stellungen . die besonders für di- Kaufleute von Interesse seinwerden . So teilte z . B . Marinebaurat Dr .-Jng . Jmmich vonder Werft der Deutschen Werke in Kiel mit , daß die Kostendes Normenbüros wen -ger als V, «» des Umsatzes betragen ,und daß der Nutzen auf etwa das 20fache der Kosten veran -
schlagt werden kann . Das würde bedeuten , daß durch die Tä >
kgkeit der Normenstelle in einem Werk Ersparnisse erzielt wer -den . die fast 2 Proz . des Umsatzes ausmachen !

Interessant war auch die Mitteilung des StadtoberinspektorsAhlbeck vom Fachnormenausschuß Krankenhaus , daß 16 Monate
nach Herausgabe des Normblattes über Krankenbetten alleinvon 4 Firmen bereits 15 000 „Normbetten " geliefert worden
sind . Ein erfreuliches Zeichen dafür , in welch regem Btaße Er -
zeuger und Verbraucher von den Normen Gebrauch machen .Diese Tatsachen zeigen , daß die Normung durchaus nichteine Sache ist, die nur die Techniker angeht , wie heute meist
noch angenommen wird , sondern daß gerade für die Saufleutedie Normung ganz besondere Bedeutung hat . Hier ist ein Mit -
tel , das nachgewiesenermaßen zu Ersparnissen führt .

Das Rcichskabinett verabschiedete am Freitag in der unter
dem Vorsitz des Reichskanzlers abgehaltenen Sitzung den Ent -
Wurf eines Gesetzes zum Schutze der Republik » der unverzüg -
lich dem Reichsrat zuaeleitet wird .

„ Freie bürgerliche Mitte " in München . Für die Münchener
Gemeindewahlen hat , wie gemeldet , in München die Demokra -
tische Partei mit der Deutschen Volkspartei und der Wirt -
schaftspartei eine Wahigemeinschast geschlossen. Sie sührt den
Namen die ..Freie büraerlicke Mitte " .

# Lin unsinniger Paragraph
Drei Tage lang hat jetzt das Volksbegehren der Herren

Hugenberg , Hitler und Seldte zur Einzeichnung ausge«
legen . Es wäre voreilig , sich auf Grund der Einzeich-
nungsergebnisse dieser drei Tage ein Urteil zu bilden
Denn es ist möglich , daß schon die nächsten Tage , uuv
ganz besonders der morgige Sonntag , ein bedeutendes
Anschwellen der Ziffern mit sich bringen . Aber trotz alle -
dem muß doch die geringe Beteiligung der ersten
Tage auffallen . Jedenfalls war von einer aufflammen -
den Begeisterung , welche die für das Volksbegehren ein-
genommenen Bürger und Bürgerinnen schon in den er-
sten Stunden der Einzeichnungsfrist mitfortreißt und zur
Liste treibt , nichts zu spüren . Obwohl die Agitation mit
den kräftigsten Mitteln gearbeitet hat , hat sie jene Begei -
sterung einstweilen noch nicht zu entzünden vermocht.

Inzwischen hat sich aber , agitatorisch gesehen, die Situa -
tion für die Befürworter des Volksbegehrens ganz er-
heblich verschlechtert . Denn der Reichspräsident , Herr vv »
Hindenburg , ist mit einer alle Zweifel und alle Jnt ^r-
pretationsversuche ausschließenden Deutlichkeit von dem
§ 4 des Volksbegehrens abgerückt. Er hat ihn als un -
sachlichen und persönlichen , politischen Angriff bezeichnet
und ein solches Vorgehen bedauert und verurteilt .

'

Was die Stellung Hindenburgs zum Aoungplan be-
trifft , so ist es richtig , daß der Reichspräsident bisher nie -
mandem das Recht gegeben hat . ihn in der Agitation fite
oder wider diesen Kernpunkt des Volksbegehrens als
Eideshelfer zu zitieren . Und man wird diese Zurückhal -
tung des Reichsoberhaupts durchaus verstehen . Und die
Reichsregierung hat denn ja auch absichtlich bisher alles
vermieden , um den Reichspräsidenten in den Streit hin -
einzuziehen .

Immerhin konnte dieser Wunsch des Reichspräsidenten ,
ans der Polemik herausgelassen zu werden , .in der Weise
mißdeutet werden , daß die Anhänger des Volksbegehrens
Herrn von Hindenburg auch eine neutrale Beurteilung
des Paragraphen 4 unterstellten . Wir haben schon früher
an dieser Stelle betont , daß selbstverständlich dieser § 4
seinem Inhalt , seinem Sinn und seinen etwaigen Folget
nach dem Reichspräsidenten aufs äußerste mißfallen muß .
Und sowie befürchtet werden mußte , daß die durch höhere
Rücksichten notwendig gewordene „Neutralitätserklärung "
des Reichspräsidenten zu unlauteren Zwecken ausgenutzt
wurde , hat Herr von Hindenburg mit aller Bestimmtheit
erklärt , daß er diesen 8 4 aufs entschiedenste verurteilt .

Bekanntlich muß der dem . Volksbegehren zugrunde lte-
gende Gesetzentwurf in seiner Gesamtheit , in Bausch und
Bogen angenommen oder abgelehnt werden . Die Ableh-
nnng eines Satzes , eines Paragraphen , ja eines Wortes
bedeutet die Ablehnung des Ganzen . Die formalrzcht -
liche Folge der Erklärung Hindenburgs ist also ganz zwei-
fellos die . daß das Volksbegehren als von ihm abgelehnt
gelten kann . Und zwar — vorbehaltlich seiner Stellung
zu der Frage „Annahme des Joungplanes oder nicht? " —
eben wegen jenes § 4 !

Natürlich muß man alle diese Dinge im Zusammen -
hang der politischen Entwicklung betrachten . Jedem Men -
schen , der Hindenburg kennt , muß eT vollkommen aus -
geschlossen erscheinen , daß der Reichspräsident eine Poli -
tik der Reichsregierung duldet und den Hauptvertretern
dieser Politik seine Anerkennung ausspricht , wenn e«
innerlich mit dieser Politik nicht übereinstimmt . Ein «
solche Puppe ist Herr von Hindenburg nicht. Es ist also
ohne weiteres anzunehmen , daß die offiziellen Vertreter
der Außenpolitik der Reichsregierung , das heißt also prak -
tisch , diejenigen Männer , die den Zloungplan mitverant -
wortlich mitgeschaffen haben , dabei zum mindesten nicht
dem Willen Hindenburgs zuwider gehandelt haben . Den -
noch bleibt es richtig : die Ratifikation des Aoungplanes
ist noch nicht ausgesprochen ; der Reichspräsident hält
es für seine Pflicht , den Spruch des Reichstags abzuwar¬
ten , und will in strenger Beobachtung von Recht und Ver -
sassung erst dann seine Entscheidung kundtun . Vorher
wünscht er in eine Polemik um diese Frage nicht hinein -
gezogen zu werden .

Darum handelt es sich ! Es war also sicherlich eine
Übereiltheit , Herrn von Hindenburg in den Streit hin -
einzuzerren . Wo das auf feiten der Gegner des Volks -
begehrens geschehen ist. geschah es im guten Glauben .
Offiziell ist es ja bisher bekanntlich überhaupt nicht ge-

schehen. Wo aber die Befürworter des Volksbegehren »
und die Einpeitscher der Aktion den Reichspräsidenten
vor ihren Wagen zu spannen versuchten, da war das zwei«



fellos eine Ungehörigkeit und eine Taktlosigkeit. Es war
darüber hinaus aber auch eine agitatorische Unüberlegt -
heit. Denn Herr von Hindenburg wurde dadurch aus
seiner Reserve herausgerissen und zu der Erklärung ver -
anlaßt , daß er den § 4 ablehnt , bedauert und mißbilligt .
Das ist moralisch der schwerste Schlag , der die Akteure
öes Volksbegehrens treffen konnte .

Dieser ganze § 4 war eben von Anfang an unsinnig .
Man stelle sich nur einmal vor , wohin es führen wollte ,
wenn man jedesmal in solchen Fällen , wo ein Teil des
Volkes sträfliche Leichtfertigkeit seiner Staatsmänner an -
nimmt , zum Volksentscheid schritte, mit der Absicht , die
politisch Verantwortlichen ins Zuchthaus zu bringenI
Der Schuß , den jetzt Herr Hugenberg nach vorne abfeuern
will , könnte ja auch einmal nach hinten losgehen . Es
könnten ja auch einmal Leute seiner Farbe , vielleicht gar
er selber , Objekt eines ähnlich lautenden Volksbegehrens
sein . Wir können uns kaum denken , daß ihm das sonder -
lich gefallen würde . Die Aussichten , daß dann die vor -
schriftsmäßigen Ziffern für Volksbegehren und Volksent -
scheid zusammenkommen , wären aber offenbar von vorn -
Kerein größer als jetzt bei der Aktion des Reichsausschus -
fes . Die Väter des Gesetzentwurfes , das dem Volksbuch -
ren zugrunde liegt , haben zweifellos eine ganz auß ^rge -
wohnliche politische und taktische Kurzsichtigkeit an den
Tag gelegt . Und wenn sie das bisher noch nicht einge¬
sehen hqben , so wird jetzt die neueste Erklärung Hinden -
burgs sie zu dieser Einsicht zwingen .

Ikurze Nachrichten
Keine Straßenumzüge in Berlin am morgigen Sonntag .
Ter Polizeipräsident von Berlin hat auf Grund des Art .

>23 der Reichsverfassung für Sonntag , den 20 . Oktober 1929,
Im Ortspolizeibezirk Berlin alle Umzüge auf öffentlichen
Dtraßen und Plätzen verboten . In der Begründung wird ge-
jsagt , daß für den genannten Tag Parteien und Vereinigun -
gen , deren entgegengesetzte politische Betätigung in den letzten
Wochen wiederholt zu blutigen Zusammenstößen mit den po-
slitischen Gegnern , aber auch mit den staatlichen Organen
und der unbeteiligten Bevölkerung geführt habe , zu Straßen -
Umzügen aufgerufen hätten , die , wie mit Sicherheit zu er -
warten sei , zu weiteren blutigen Zusammenstößen führen wür -
t»en . Die öffentliche Sicherheit sei somit unmittelbar gefähr -

Ausschluß zweier Bolksparteiler aus dem Stahlhelm . Der
Hamburger Landesverband des Stahlhelms hat die der Deut -
Achen Volkspartei angehörenden Bürgerschaftsabgeordneten ,
Rechtsanwalt Dr R . Behn und den Vorsitzenden des Deutschen
MewerkfchaftsbundeS , Erich Fenger , ausgeschlossen , weil beide
<>en Aufruf des Landesausschusses der Deutschen Volkspartei
gegen das Volksbegehren unterzeichnet haben .

Die Kriegsbeschädigten gegen das Volksbegehren . Der Bun¬
desvorstand des Reichsbundes der Kriegsbeschädigten hat he«
schlössen , seine Mitglieder aufzufordern , dem Volksbegehren
^fernzubleiben .

Keine Rücktrittsabsichten Macdonalds . Eine Meldung , daß
>Macdonald beabsichtige, aus Gesundheitsrücksichten binnen kur -
>zem zurückzutreten , wird von dem Premierminister selbst, der
'
zur Zeit in Kanada weilt , als unzutreffend dementiert .

Badische Landschaftskunst
> Eine bemerkenswerte Neuerung ist für die im Rahmen der
Karlsruher Herbsttage am 20 . Oktober beginnende graphische
Ausstellung „ Badische Landschaftszeichner vor 100 Jahren "

von der Leitung der Badischen Kunsthalle in Aussicht genom -
'wen . Dank einer neuen Lichtanlage kann die Ausstellung nicht
.nur zu den gewöhnlichen Besuchsstunden , fondern außerdem
Mittwochs von 19 bis 21 Uhr besichtigt werden . Dadurch wird
!zum erstenmal dem weiteren Kreis der berufstätigen BevSl -
kerung Gelegenheit gegeben , eine Ausstellung in freien Abend-
stunden zu besuchen , und dies um so mehr , als für die Aus -
Stellung kein besonderer Eintritt erhoben wird .

Die Ausstellung selbst wird , wie schon kurz gemeldet , aus
eigenen Beständen und Leihgaben benachbarter Museen Aqua -

grelle und Handzeichnungen der bekannten Maler Fohr , Fries ,
Mobeil , Kuntz , Frommel , HelmHdorf , Schmitt , Verhas , Moos -
librugger u . a . m . zeigen , die zu ihrer Zeit eine badische Land -
schaftskunft von führender Bedeutung geschaffen haben .

" II . Sinfoniekonzert des Badischen Landestheaterorchesters .
.Den Reigen der bei den diesjährigen Sinfoniekonzerten vor -
gesehenen Novitäten eröffnet am Montag , den 21. Oktober »
Josef Schelk mit der Uraufführung eines „Concertino " , das
ein Kammerkonzert für Klavier und kleine Besetzung ist. Der
sowohl als Komponist wie als Pianist — Schelk zählt bekannt «
Sich zum Lehrkörper der badischen Hochschule für Musik —
, hier sehr geschätzte Künstler wird selbst den Solopart in sei-
nem neuen Werk spielen und außerdem in Beethovens Egmont -

'Ouvertüre u . Bachs fünftem Brandenburgischen Konzert mitwir -
Un , das am Eingang des Programms steht . Im Rahmen des
gleichen Konzertes gelangen dann noch unter der Leitung von

^Generalmusikdirektor Josef Krips die Mozart - Variationen
( op . 132) von Max Reger zur Wiedergabe .

Im Mittelpunkt des nächsten Sinfoniekonzertes am Mon -
tag , den 21. Oktober, steht die Uraufführung eines Eonzer -
tinos von Joses Schelk . Der bekannte Lehrer an der Hoch -
schule für Musik, der auch als Komponist längst anerkannt ist,
versucht bei diesem Werk , nach Art eines dreisätzigen Kammer -
konzertes die Gattung des modernen Klavierkonzertes zu er -
weitern . Außer diesem Soloinstrument sind nur sieben Bläser
und das Streichquintett verwendet . Voraus geht der inter -
essanten Novität Bachs fünftes Brandenburgisches Konzert .
Für die Einheitlichkeit des Programms ist es ebenfalls von
Vorteil , daß Generalmusikdirektor Joses Krips den Abend mit
Negers Mozart - Variationen beschließe ^ wird .

Deutsches Theater in Strahburg . Auch in der kommenden
Theaterscrison sollen am Straßburger Stadttheater deutsche
Schauspielaufführungen stattfinden , und zwar gegen die letz -
ten Jahre in vermehrter Zahl . Im ganzen sind 14 deutsche
Vorstellungen vorgesehen , die von den Stadttheatern Basel
und Freiburg sowie vom Landestheater in Karlsruhe gegeben
werden . Die erste Vorstellung findet am 18. Oktober statt ,
und zwar gibt das Freiburger Stadttheater den „Kaufmann
von Venedig " . Auf besonderen Wunsch werden Sonder -
abonnements für diese deutschen Schauspielaufsührungen aus -
gegeben . Die deutschen Aufführungen erfreuen sich neben den
Verstellungen des Elsässischen Theaters einer großen Beliebt -
yeit bei der Straßburger Bevölkerung und bringen stets ein
vollbesetztes Haus .

Das Volksbegebren der Rechten
Reichsmintfter Dietrich über da« Volksbegehren
Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft , Dr.

Dietrich , hielt Freitag abend im Berliner Rundfunk eine Rede
über das Volksbegehren , in der er die vom ReichSlandbnnd
vor einigen Tagen vorgebrachte» Argumente gegen den
Uoungplan ausführlich widerlegte und zusammenfassend - dar -
auf hinwies , daß erst die Zukunft entscheiden könne, was
volkswirtschaftlich möglich und durchführbar sei.

Reichsminister Dietrich betonte , daß die politische Seite des
Aoungplanes mit ihren unverkennbaren Vorteilen für Deutsch -
land nicht von der finanziellen Seite getrennt werden könne .
Bezüglich der Stellungnahme zum Volksbegehren gegen die
Kriegsschuldlüge erwähnte der Minister den Aufruf der gegen -
wärtigen Regierung zum 19 . Jahrestag des Versailler Ver -
träges . Er erklärte , was soll nun eine erneute Erklärung
in feierlicher Weise , daß das erzwungene Kriegsschuldbekenm -
nis der Wahrheit widerspricht ? Das sind doch alles Selbst -
Verständlichkeiten und Deklamationen .

Wenn wir aber durch Deklamationen , die keinen Erfolg
haben können , den Gegner auf den Plan rufen , so erschweren
wir die Lage , anstatt sie zu erleichtern . Die Volksabstim -
mung , so fuhr der Minister fort , hat nicht den geringsten
Sinn , soweit sie die Reparationszahlungen betrifft . Es ist
Unsinn , durch eine Abstimmung feststellen zu lassen , daß wir
nicht bezahlen wollen . Beim Zahlen kommt es nicht anf das
Wollen , sondern auf das Mjjfsen an . Das Volksbegehren ist
nicht nur völlig ziellos , sonder » beschwört darüber hinaus
die Gefahr herauf , daß das deutsche Volk in der großen außen -
politischen Frage der Wiederherstellung seiner Macht und Frei -
heit hoffnungslos auseinaiidergerifse » wird .

Unter dem Schein einer außenpolitischen Aktion wird lver
Innenpolitik gemacht, uyi dem sich immer mehr befestigenden
republikanischen Staatswesen einen schweren Ttoß zu ver -
fetzen . Diese Verquickung von Innen - und Außenpolitik kann
nur auf das schärfste verurteilt werden . Das Volksbegehren
kan lediglich eine Schwächung , aber nicht Stärkung der deut -
schen Position in dem schwere» Kampf , den wir gegenwärtig
führen , bedeuten . Die Politik der Verständigung ist die em = .
zige Möglichkeit , wieder hoch zu kommen .
Der Deutsche Beamtenbund und das Volksbegehren

Der G^efchäftsführende Vorstand des Deutschen Beamten -
bundes hat am Freitag zum Volksbegehren durch eine Ent¬
schließung Stellung genommen ^ in der es heißt : „Der Ge -
fchäftsführende Vorstand erkennt im Aoungplan , im ganzen
gesehen , mit allen Vorbehalten im einzelnen , einen Fortschritt
gegenüber dem Dawesplan und begrüßt insbesondere die da-
mit verbundene allgemeine Räumung der besetzten Gebiete .
Der . 8 4 des Volksbegehrens verlangt die Ächtung aller derer
als Landesverräter , die das ausführen , was auf ordnungs -
mäßigem Wege beschlossen worden ist . Dieses Vorgehen muß
der Deutsche Beamtenbnnd als unvereinbar mit den Grund -
sätzen eines Rechtsstaates erklären . Der Deutsche Beamten -
bund sieht mit Sorge die jahrelangen Anstrengungen um den
Wiederaufstieg und die Verständigung mir anderen Völkern
ernstlich gefährdet und befürchtet daraus schwere Innerpolitische
Kämpfe zum Nachteil des Volksstaates und des deutschen Vol -
kes . Der Geschäftsführende Vorstand billigt die von der
Bundesleitung getroffenen Maßnahmen , um die Beamten von
der Unterstützung dieses Volksbegehrens fernzuhalten ."

Württemberg und der Voungplan
Die „D . A . Z .

" meldet aus Stuttgart : Die bisher im Würt -
tembergischen Landtag gegen die Regierung beantragten Miß .
trauensvoten sind regelmäßig dadurch zu Fall gebracht wor -
den , daß die Deutsche Volkspartei nicht dafür stimmte . Wie
der Vorsitzende der volksparteilichen Landtagsfraktion jetzt er «
klärt hat , besteht die Absicht, diese Haltung zu ändern , wenn
die württembergische Regierung ihre Bevollmächtigten im
Reichstag dahin instruieren sollte , gegen den Doungplan zu
stimmen .

Der Württembergische Landtag wird sich bei seinem Zusam -
mentritt am 22 . Oktober mit einer Anfrage der Sozialdemo -
kraten zu beschäftigen haben , die die Stellung der württem -
bergischen Regierung zum Uoungplan betrifft .

Ein Aufruf des Iungdeutfcheu Ordens •
Der Hochmeister des Jungdeutschen Ordens , Mahraun , ver -

öffentlicht einen Aufruf an alle Meister und Brüder des Jung -
deutschen Ordens , in dem er unter Hinweis auf die Angriffe
vom Stahlhelm und Nationalsozialisten gegen den Orden ?s
allen Meistern und Brüdern zur Pflicht macht, den Einheiten
möglichst Zurückhaltung bis zur Beendigung des Volksbegeh¬
rens aufzuerlegen . Insbesondere dürften sich jungdeutsche
Redner auf keine Debatten darüber einlassen , ob der Doung -
plan oder der Dawesplan besser sei . Der Jungdeutsche Orden
bekämpfe beide Tributdiktate . Das Volksbegehren lehne er
ab, weil es ein untaugliches Kampfmittel gegen diese Tribut -
diktate sei . Die ganze Öffentlichkeit müsse wissen , daß der
Jungdeutsche Orden an diesem Wahnsinn nicht mitschuldig sei.

Eine Amtsenthebung
Gegen den Regierungsrat Johannes Bierbach in Düsseldorf ,

der einen verhetzenden Aufruf zugunsten des Volksbegehrens
unterzeichnet hatte , ist von der preußischen Regierung das
förmliche Disziplinarverfahren mit dem Ziele der Entlassung
aus dem Amte eingeleitet . Die sofortige Suspension von
seinem Amte wurde verfügt .

Einzeichnnng für das Volksbegehren
Baden

In Karlsruhe hatten sich bis Freitag abend 42« Personen
eingetragen , in Mannheim bis Donnerstag abend 291 Per -

sonen , in Pforzheim 372, in Heidelberg rund 300 , in Friiburg
250. .

Reich
In Großberlin sind bis einschließlich Freitag 53 718 Ein -

tragungen erfolgt .
In Groß - Stuttgart haben sich am Mittwoch 767 Personen

und am Donnerstag 603 Personen , zusammen 1379 Personen
eingetragen .

Massenverhaftungen von Nationalsozialisten
WTB . Frankfurt a . M ., IV. Ott . (Tel .) Nach Mitteilung

des Polizeipräsidiums kam es in der vergangenen Nacht nach
einer nationalsozialistischen Versammlung im Stadtteil Höchst
auf der Rückfahrt der Frankfurter Teilnehmer zu schweren
Ausschreitungen . Mehrere Personen wurden überfallen und
zwei schwer verletzt. Die inzwischen verständigte Pouzet htelt
den Lastkraftwagen an und nahm 67 Nationalsozialisten fest.
Bei ihrer Durchsuchung fand man eine ganze Rethe von
Waffen , u . a . geladene Revolver , Stahlröhren . Dolche . Gumm, -

knüppel usw . Die Verhafteten werden sich wegen Landfrieden ?»

bruch zu verantworten haben.
Wegen der zur Zeit herrschenden schlechten Witterung ist

der neue Flug des „Gras Zeppelin " nach der Schweiz am
heutigen Samstag vom Programm abgesetzt worden . Dte
nächste Fahrt , die das Luftschiff unternehmen wird , ist die-

ienige am morgigen Sonntag nach Stuttgart bzw . Böblingen .

Die österreichische Verksssungsrekorm
Einbringung der Vorlage im Nationalrat

Im österreichischen Nationalrat brachte am Freitag Bundes ,
tanzler Schober , nachdem zunächst das Gesetz über die Fusio -
nierung der Bodenkreditanstalt mit der Kreditanstalt in zweiter
und dritter Lesung mit den Stimmen der Mehrheitsparteien
angenommen war . die Porlage über die Perfasfungsrcform
ein . / ;

In einer amtlichen Begründung heißt es : Die Bundesregie -
rung ist von der Erwägung ausgegangen , daß die im Jahr «
1920 beschlossene Bundesverfassung unter Umständen zustande -
gekommen ist, die den heutigen Verhältnissen nicht mehr ent -
spricht . Die mit der . Verfassungsreform verfolgten Haupt «
ziele betreffen die Reform der gesetzgebenden Körperschaften
des Bundes , die Stärkung der staatlichen Autorität , die Ent » '
Politisierung der Verwaltung und der Rechtsprechung sowie die !
Neuregelung der Stellung der Bundeshauptstadt Wien .

Der Organismus der gesetzgebenden Körperschaften des
Bundes wird in folgender Weise geregelt : Die Einrichtung
des Nationalrates , der auf Grund des allgemeinen , gleichen ,
unmittelbaren , geheimen und persönlichen Verhältniswahlrech -
tes gewählt wird , bleibt unverändert . Ebenso bleibt auch die ,
für die vundesstaatliche Organisation unerläßliche Länderver -
trrtung grundsätzlich bestehe» , sämtliche Bundesländer wer -
den nunmehr nach dem Muster der Bereinigten Staaten - und
der Schweiz die gleiche Anzahl von Vertretern zu entsenden
haben . Diese Ländervertretung soll jedoch mit einer Vertre¬
tung der Berufsstände zu einer Kammer , dem Länder ^ und
Ständera », vereinigt werden . Da jedoch, die Organisation dar
einzelnen Berufsstände , eine notwendige Voraussetzung jeder
Standevertretung , noch nicht völlig ausgebaut ist, muß die
endgültige Durchführung dieses Teiles der Reform noch einem
weiteren Verfassungsgesetz vorbehalten bleiben . Ein Grund -
zug der Reform der gesetzgebenden Körperschaften überhaupt
ist, daß die Mandatszahl dieser Körperschaften (Bund und
Länder ) erheblich verinindert ist.

Der Bundespräsident wird insbesondere mit folgenden wei -
teren Rechte» ausgestattet : Aufstellung und Enthebung , der
Bundesregierung , Oberbefehl über das Heer , Recht zur .Auf -
lösung des Nationalrates und schließlich das Recht , wenn die
Interessen der Allgemeinheit auf dem Spiele stehen , die erfor -
derlichen Verfügungen durch Verordnung zu treffen . Hiervon
sind Verfassungsänderungen und finanzielle Maßnahmen aus -
genommen . Bei der Auflösung des Bundesrats ist eine Mit -
Wirkung des Gcsamtvolkes in ^ lussicht genommen . Wesentlich
für die Autorität ist, daß der Staat jedes Selbsthilferecht voll -
kommen verbannt hat . Daher wird jede Verfügung über das
Bundesheer der Zentralregierung zustehen . Auch die Sorge
für die gesamte öffentliche Sicherheit im Bundesgebiet und
namentlich die Verfügungen über Polizeieinrichtungen werden
dem zuständigen Bunöeskannzletamt überlassen .

Dabei ist die Aufstellung anderer Wachkörper neben der j
Bundespolizei ansdrücklich untersagt . Bei Gefahr großer Stq -
rungen der öffentlichen Ruhe und Ordnung wird demgemäß
wie in fast allen europäischen Staaten die Verhängung eines
Ausnahmezustandes zugelassen .

Eine weitere Maßnahme ist auch die Sicherstellung des
Wirkungskreises des Rechnungshofs , der nicht nur in vollem
Umsang die Finanzgebarung der Länder , sondern auch die
Gebarung von Wien und der übrigen Gemeinden mit mehr
als

'
2V 000 Einwohnern zu kontrollieren haben wird .

Ein weiteres Problem der Verfassungsreform bildet die
Neuregelung der Stellung Wiens im Bundestag . Die nun
im Entwurf vorgesehene bundesunmittelbare Stellung Wiens
ermöglicht es , bei aller Wahrung der Autonomie und insbeson -
dere bei Belassung eines eigenen Gesetzgebungsrechtes den Ein -
flu # des Bundes in jenen Angelegenheiten zu sichern , die
auch in den Ländern als Bundesangelegenheiten geführt wer -
den , In den Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbe «

reiches ist im Interesse einer objektiven Verwaltungsrechtspre -

chung die Einrichtung besonderer unabhängiger Kollegialbehör -
den für bestimmte Materien vorgesehen . ^ . .. .

In diesen Gedankengängen bewegten sich auch d»e Ausfuh -

rungen des Bundeskanzlers Schober , mit denen er die Re -

gierungsvorlage vorlegte .

Im Nationalrär beuuiragle der großdeutsche Abgeordnete
Dr Wotanm , daß bei der bevorstehenden Wahlreform den in
Osterreich lebenden Reichsdeutschen das Wahlrecht zum Ratio -
nalrat gewährt wird , entsprechend dem im Reichstag kürzlich
gestellten Antrag Haas , der den im Reich lebenden Deutsch »

österreichern das Reichstagswahlrecht bringen soll. Den reichs -

deutschen Angehörigen war übrigens das österreichische Wahl »

recht bereits bei den Wahlen 1919 gewährt worden . I

Dte Wiener ^ re »,e
WTB Wien , 19 . Okt . (Tel . ) Alle bürgerlichen Zeitungen

betonen das bcche Niveau und dey tief sachlichen Ernst der

gestrigen Rede des Bundeskanzlers . Die Blätter stimmen der

Verfassungsreform im großen und ganzen zu , wenn sie auch
einzelne Änderungen für wünschenswert halten .

Die christlichsoziale „Reichspost " schreibt : D,e Vorlagen sind
vielleicht in Einzelheiten verbesserungssähtg und bedürfen ge-

wissenhafter und ruhiger parlamentarischer Arbeit . Die groß ?
deutschen „Wiener N . N .

" meinen , das Reformwert mu se sich
durchsetzen., auch wenn es in .weniger wesentlichen Einzelheiten
auf dem Wege parlamentarischer Beratungen geändert wer -

den könnte . v , . „ _
Die sozialistische „Arbeiterzeitung

' wendet sich mit aller

Schärfe gegen die Verfassungsvorlage , die , wie das Blatt

schreibt , eine geradezu lückenlose! Ansammlung reaktionärer
Anschläge gegen Recht und Freiheit des Volkes darstellten , und

über welche mcht ernsthaft verhandelt werden könne . Wenn
die Urheber des Verfassungsprojektes solche Ungeheuerlichkeiten
wollten , dann möchten sie Neuwahlen ausschreiben und ver »

suchen , ob sie die Zweidrittelmehrheit für ihren Plan ge¬
winnen könnten .

Neuwahl des Bundespräsidenten
WTB . Wien , 19. Okt . (Tel . , In den Übergangsbestiinmun -

aen der vorliegenden Bundesverfassungsnovelle heißt es u . a ..
dak binnen dreier Monate nach Inkrafttreten des Gesetzent »

würfe ? die erste Wahl eines Bundespräsidenten auf Grund

dieses Gesetzes zu ersolgen habe . Die Amtsperiode des zur
Zeit im Amt befindlichen Bundespräsidenten ende mit dem

Tage , an welchem der auf Grund des zum Gesetz gewordenen
Emwurses gewählte Bundespräsident den Eid auf dte Berfas -

sung leiste .

Rakowfti deportiert. Nach Mitteilungen russischer oppositio-

neller Kommunisten an ihre deutschen Freunde ist. dem „Verl .

Tagebl .
" zufolge , der frühere Pariser Botschafter der ^ ow»

jetunion , Rakowsti , der vor kurzem mit Trotzki ein Wieder ,

aufnahmegesuch an Stalin richtete , in Saratow von de?
G T . D . verhaftet und nach Barnaul in Sibirien , 30v

Kilometer südwestlich von Tomsk . deportiert worden . D,ef «

Maßnahme der russischen Regierung soll gleichzeitig d,e » nr -

wort auf Trotzki Wiederaufnahmegesuch darstellen .
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